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GESETZLICHE GRUNDLAGEN ÜBER LADUNGSSICHERUNG 
 
1) STRASSENVERKEHRSORDNUNG -  
  

§ 61 StVO Verwahrung der Ladung 
(1) Die Ladung ist am Fahrzeug so zu verwahren, dass sein sicherer Betrieb nicht 

beeinträchtigt, niemand gefährdet, behindert oder belästigt und die Straße 
weder beschädigt noch verunreinigt wird. Es ist verboten, einen Teil der 
Ladung nachzuschleifen, es sei denn, dass es sich um eine vom 
Straßenerhalter erlaubte Beförderung von Baumstämmen auf 
Holzbringungswegen handelt. 

(2) Das hintere Ende der Ladung ist, wenn sie das Fahrzeug mehr als 1 Meter 
überragt, deutlich zu kennzeichnen und bei Dunkelheit mit einer weißen Tafel 
mit rotem Rand aus rückstrahlendem Material zu versehen. 

(3) Ladungen, die durch Staub- oder Geruchsentwicklungen oder durch Abfallen, 
Ausrinnen oder Verspritzen Personen belästigen oder die Straße 
verunreinigen oder vereisen können, sind in geschlossenen und 
undurchlässigen Fahrzeugen oder in ebenso beschaffenen Behältern zu 
befördern. Ladungen, die abgeweht werden können, sind mit Plachen oder 
dergleichen zu überdecken; dies gilt nicht für die Beförderung von Heu. 
Düngerfuhren brauchen nicht überdeckt zu werden. 

(4) Ladungen, die durch die Bewegung des Fahrzeuges Lärm verursachen 
können, müssen mit schalldämpfenden Unter- oder Zwischenlagen versehen, 
fest zusammengebunden oder aneinandergepresst werden. 

(5) Blendende Gegenstände sind auf offenen Fahrzeugen verhüllt zu befördern. 
(6) Ist die Ladung ganz oder teilweise auf die Straße gefallen, so hat der Lenker 

zunächst allenfalls erforderliche Maßnahmen zur Verhinderung von 
Verkehrsstörungen zu treffen, das Beförderungsgut von der Straße zu 
entfernen und die Straße zu reinigen. 

 
§ 58 StVO – Allgemeine Vorschriften über den Straßenverkehr (Auszug) 

 
(2) Stellt der Lenker unterwegs fest, dass der Zustand des Fahrzeuges oder der sich 
darauf befindlichen Ladung nicht den rechtlichen Vorschriften entspricht, so darf er 
die Fahrt bis zum nächsten Ort, wo der vorschriftswidrige Zustand behoben werden 
kann, fortsetzen, jedoch nur dann, wenn er die notwendigen Sicherheitsvorkehrungen 
zur Hintanhaltung einer Gefährdung von Personen oder einer Beschädigung von 
Sachen trifft. 
 
(3) Die Bestimmungen des Abs 2 gelten auch dann, wenn der Lenken wegen eines 
nicht den rechtlichen Vorschriften entsprechenden Zustandes des Fahrzeuges oder 
der Ladung von einem Organ der Straßenaufsicht beanstandet wird. Die Organe der 
Straßenaufsicht können jedoch aus Gründen der Verkehrssicherheit die Weiterfahrt 
verbieten, wenn die Sicherheitsvorkehrungen des Lenkers (Abs 2) nicht ausreichen. 

 
§ 20 StVO – Fahrgeschwindigkeit (Auszug) 

 
(1) Der Lenker eines Fahrzeuges hat die Fahrgeschwindigkeit den gegebenen oder 
durch Straßenverkehrszeichen angekündigten Umständen, insbesondere den 
Straßen-, Verkehrs- und Sichtverhältnissen, sowie den Eigenschaften von Fahrzeug 
und Ladung anzupassen..... 

 
2) KRAFTFAHRGESETZ: 
 
§ 101 Abs 1 KFG - 
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Die Beladung von Kraftfahrzeugen und Anhängern ist unbeschadet der Bestimmungen der 
Absätze 2 und 5 nur zulässig, wenn 

lit e die Ladung und auch einzelne Teile dieser, auf dem Fahrzeug so 
verwahrt oder durch geeignete Mittel gesichert sind, dass sie den im 
normalen Fahrbetrieb auftretenden Kräften standhalten und der sichere 
Betrieb des Fahrzeuges nicht beeinträchtigt und niemand gefährdet 
wird. Die einzelnen Teile einer Ladung müssen so verstaut und durch 
geeignete Mittel so gesichert werden, dass sie ihre Lage zueinander 
sowie zu den Wänden des Fahrzeuges nur geringfügig verändern 
können. Die Ladung oder einzelne Teile sind erforderlichenfalls zB 
durch Zurrgurte, Klemmbalken, Transportschutzkissen, 
rutschhemmende Unterlagen oder Kombinationen geeigneter 
Ladungssicherungsmittel zu sichern. Eine ausreichende 
Ladungssicherung liegt auch vor, wenn die gesamte Ladefläche in 
jeder Lage mit Ladegütern vollständig ausgefüllt ist. 
 

 
Zwangsmassnahmen - § 102 Abs 12 lit g KFG: 
Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder der Straßenaufsicht sind berechtigt, 
Personen am Lenken oder an der Inbetriebnahme eines Fahrzeuges zu hindern, wenn 
hiedurch begehen oder begehen würden eine Übertretung 

g) des § 4 Abs 7a, des § 101, des § 104 oder des § 106, wenn durch die Übertretung 
die Verkehrssicherheit gefährdet wird, wobei die Verkehrssicherheit bei einer 
Überschreitung des jeweils höchst zulässigen Gesamtgewichtes oder der 
Höchstgrenzen des § 4 Abs 7a im Ausmaß von mehr als 2 % oder der zulässigen 
Achslasten um mehr als 6 % jedenfalls gefährdet wird 

 
3) KRAFTFAHRGESETZ-DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG – KDV: 
 
§ 59 KDV – Beladung (Auszug) 
 
(1) Der äußerste Punkt eines über den vordersten oder den hintersten Punkt des 
Fahrzeuges hinausragenden Teiles der Ladung (§ 101 Abs. 4 des Kraftfahrgesetzes 1967) 
muss durch eine 25 cm x 40 cm große, weiße Tafel mit einem roten, 5 cm breiten Rand 
erkennbar gemacht sein. Die hinten an der Beladung angebrachte Tafel muss annähernd 
lotrecht und senkrecht zur Längsmittelebene des Fahrzeuges eingestellt sein und darf nicht 
mehr als 90 cm über der Fahrbahn liegen. Ihr roter Rand muss rückstrahlend sein. Während 
der Dämmerung, bei Dunkelheit oder Nebel oder dann, wenn es die Witterung sonst 
erfordert, müssen die äußersten Punkte der Ladung mit je einer Leuchte und einem 
Rückstrahler versehen sein; mit der vorne angebrachten Leuchte muss vorne weißes, mit 
der hinten angebrachten nach hinten rotes Licht ausgestrahlt werden; mit dem vorne 
angebrachten Rückstrahler muss im Licht eines Scheinwerfers nach vorne weißes oder 
gelbes, mit dem hinten angebrachten nach hinten rotes Licht rückgestrahlt werden können.  
  
(3) Bei Wirtschaftsfuhren (§ 30 der Straßenverkehrsordnung 1960) darf die Ladung über die 
äußersten Punkte des Fahrzeuges hinausragen, wenn die Breite des Fahrzeuges samt der 
Ladung 3,5 m und die Länge des Fahrzeuges samt der Ladung 12 m nicht überschreitet. 
Über den seitlichen Rand des Fahrzeuges darf nur eine nicht starre Ladung, wie Heu, Stroh, 
Schilf im ungepressten Zustand und dergleichen, hinausragen.  
  
(4) Bei Großviehtransporten dürfen bei Querverladung der Tiere deren Köpfe über den 
äußersten Rand des Fahrzeuges hinausragen, wenn eine Beschmutzung anderer 
Straßenbenützer und eine Verletzung der beförderten Tiere vermieden wird.  
  
(5) Wenn bei den im § 101 Abs. 2 des Kraftfahrgesetzes 1967 angeführten Transporten die 
Ladung die größte Breite des Fahrzeuges, überragt, muss während der Dämmerung, bei 
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Dunkelheit oder Nebel oder dann, wenn es die Witterung sonst erfordert, der äußerste Rand 
des Teiles der Ladung, der den äußersten Punkt der Leuchtfläche einer Begrenzungsleuchte 
oder einer Schlussleuchte seitlich um mehr als 40 cm überragt, für jede dieser Leuchten mit 
einer weiteren Begrenzungsleuchte oder Schlussleuchte sowie mit einem Rückstrahler 
versehen sein; mit diesem Rückstrahler muss, wenn er nach vorne gerichtet ist, im Licht 
eines Scheinwerfers weißes, wenn er nach hinten gerichtet ist, rotes Licht rückgestrahlt 
werden können. Bei Boot- und Flugzeugtransporten (§ 101 Abs. 2 KFG 1967) darf die 
Ladung über die größte Breite des Fahrzeuges hinausragen, wenn die größte Breite des 
Fahrzeuges samt der Ladung 2,55 m nicht überschreitet und die Entfernung des äußersten 
Punktes der Lichtaustritts- oder Leuchtfläche der Beleuchtungseinrichtungen von dem 
äußersten Rand der Ladung nicht mehr als 40 cm beträgt (§ 14 Abs. 9 lit. b oder c KFG 
1967). Bei anderen Transporten darf die Ladung über größte Breite des Fahrzeuges seitlich 
jeweils um nicht mehr als 20 cm hinausragen, wenn die größte Breite des Fahrzeuges samt 
der Ladung 2,55 m nicht überschreitet und die über das Fahrzeug hinausragenden 
Ladungsteile deutlich gekennzeichnet sind.   
 

 
4) ÖNORMEN – ENORMEN, welche Ladungssicherung betreffen: 
 
ÖNORM V 5750:  Ladungssicherung beim Transport - Methoden 
ÖNORM V 5751:  Ladungssicherung beim Transport - Hilfsmittel 
ÖNORM V 5752:  Ladungssicherung beim Transport - Transportmittel 
ÖNORM EN 12195-1: Ladungssicherungseinrichtungen 
    Sicherheit Teil 1: Berechnung von Zurrkräften 
ÖNORM EN 12195-2: Ladungssicherungseinrichtungen auf Straßenfahrzeugen 
    Sicherheit Teil 2: Zurrgurte aus Chemiefasern 
ÖNORM EN 12640:  Ladungssicherung auf Straßenfahrzeugen 
    Zurrpunkte an Nutzfahrzeugen zur Güterbeförderung 
    Mindestanforderungen und Prüfung 
ÖNORM EN 12642:  Ladungssicherung auf Straßenfahrzeugen 
    Aufbauten an Nutzfahrzeugen - Mindestanforderungen 
 
 
 
 
 
5) TRANSPORT GEFÄHRLICHER GÜTER – ADR / GGBG 

 
1. Unterabschnitt 7.5.7.1 ADR : Die einzelnen Teile einer Ladung mit 
gefährlichen Gütern müssen auf dem Fahrzeug oder im Container so verstaut 
oder durch geeignete Mittel gesichert sein, dass sie ihre Lage zueinander 
sowie zu den Wänden des Fahrzeugs oder Containers nur geringfügig 
verändern können. Die Ladung kann z.B. durch Zurrgurte, Klemmbalken, 
Transportschutzkissen, rutschhemmende Unterlagen gesichert werden. Eine 
ausreichende Ladungssicherung im Sinne des ersten Satzes liegt auch vor, 
wenn die gesamte Ladefläche in jeder Lage mit Versandstücken vollständig 
ausgefüllt ist. 
2. Unterabschnitt 7.5.7.2 ADR: Die Vorschriften des Unterabschnitts 7.5.7.1 
gelten auch für das Beladen, Verstauen und Entladen von Containern auf 
Fahrzeugen. 
3. Unterabschnitt 7.5.7.3 ADR: Das Fahr- und Begleitpersonal darf 
Versandstücke mit gefährlichen Gütern nicht öffnen. 
4. Unterabschnitt 7.5.11 ADR – Sondervorschriften für bestimmte 
Klassen oder Güter (Auszug) 
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CV 9: Die Versandstücke dürfen nicht geworfen oder Stößen 
ausgesetzt werden. Die Gefäße sind in den Fahrzeugen so zu 
verladen, dass sie nicht umkippen oder herabfallen können. 
CV 10: Die Flaschen gem Begriffsbestimmung in Abschnitt 1.2.1 
müssen parallel oder quer zur Längsachse des Fahrzeugs oder 
Containers gelegt werden; in der Nähe der Stirnwände müssen sie 
jedoch quer zur Längsachse verladen werden. 
Kurze Flaschen mit großem Durchmesser (etwa 30cm und mehr) 
dürfen auch längs gelagert werden, wobei die Schutzeinrichtungen der 
Ventile zur Fahrzeugmitte oder Containermitte zeigen müssen. 
Flaschen, die ausreichend standfest sind oder die in geeigneten 
Einrichtungen, die sie gegen Umfallen schützen, befördert werden, 
dürfen aufrecht verladen werden. 
Liegende Flaschen müssen in sicherer und geeigneter Weise so 
verkeilt, festgebunden oder festgelegt sein, dass sie sich nicht 
verschieben können. 
CV 11: Die Gefäße müssen immer in der Lage verladen werden, für 
die sich gebaut sind, und sie müssen gegen jede mögliche 
Beschädigung durch andere Versandstücke geschützt sein. 
CV 14: Die Güter müssen während der Beförderung vor direkter 
Sonneneinstrahlung und Wärmeentwicklung geschützt sein. 
Die Versandstücke dürfen nur an kühlen Orten, entfernt von 
Wärmequellen gelagert werden. 
CV 24: Vor der Beladung sind die Fahrzeuge und Container gründlich 
zu reinigen und insbesondere von allen entzündbaren Resten (Stroh, 
Heu, Papier, usw.) zu säubern. 
Es ist untersagt, leicht entzündbare Werkstoffe für die Verstauung der 
Versandstücke zu verwenden. 
CV 33: Regelungen für radioaktive Stoffe 

5. Abschnitt 7.5.4 ADR – regelt Vorsichtsmaßnahmen bei Nahrungs-, 
Genuss- und  Futtermitten. So sind z.B. Versandstücke und ungereinigt leere 
Verpackungen,  einschließlich Großverpackungen und Großpackmittel, 
die mit Gefahrzettel nach Muster 6.1 (Giftig), Muster 6.2 
(Ansteckungsgefährlich) oder Muster 9 (Verschiedene gefährliche Stoffe und 
Gegenstände – nur UN Nummern 2212, 2315, 2590, 3151 oder 3245) von 
Versandstücken, von denen bekannt ist, dass sie Nahrungs-, Genuss- oder 
Futtermittel enthalten, getrennt zu verwahren. Übereinander Stapeln oder in 
unmittelbarer Nähe verladen ist nicht gestattet. Trennungsvorschriften sind zu 
beachten. 
6. Abschnitt 7.5.2 ADR – regelt die Zusammenladeverbote von gefährlichen 
Gütern untereinander. 

 
Zwangsmassnahmen - § 16 Abs 1 GGBG: 
 
Bestehen Bedenken, ob die Zulässigkeit der Beförderung gegeben ist, so haben die Behörde 
oder Organe gemäß § 15 Abs 1 die Unterbrechung der Beförderung anzuordnen. Die 
Anordnung der Unterbrechung ist aufzuheben, wenn festgestellte Mängel, die an Ort und 
Stelle ohne Gefährdung von Personen, Sachen oder der Umwelt und ohne Hilfe von 
besonders geschulten Personen sowie ohne besondere Werkzeuge und Vorrichtungen 
behoben werden können, behoben worden sind. Dies gilt nicht für die vorläufige Anordnung 
der Unterbrechung gem § 25 Abs 3 zweiter Satz. 
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Verantwortlichkeiten nach dem Gefahrgutbeförderungsgesetz: 
 
LENKER: § 13 Abs 2 Z 3 GGBG: 
Der Lenker darf eine Beförderungseinheit, mit der gefährliche Güter befördert werden, nur in 
Betrieb nehmen oder lenken, wenn 
.) er sich, soweit dies zumutbar ist, davon überzeugt hat, dass die Beförderungseinheit, mit 
der gefährliche Güter befördert werden, sowie die Ladung den hiefür in Betracht kommenden 
Vorschriften entsprechen und die Aufschriften, Gefahrzettel, Großzettel (Placards), Tafeln 
und sonstigen Informationen über die gefährlichen Güter und über das Fahrzeug 
vorschriftsmäßig angebracht sind. 
 
BEFÖRDERER: § 7 Abs 1, § 7 Abs 2, § 13 Abs 1a Z 1 GGBG 
Der Beförderer hat im Rahmen des § 7 Abs 1 zu prüfen, ob die gefährlichen Güter nach den 
gemäß § 2 Z 1 in Betracht kommenden Vorschriften zur Beförderung zugelassen sind 
 
VERLADER: § 7 Abs 1, § 7 Abs 8 Z  3 GGBG: 
Der Verlader hat im Rahmen des § 7 Abs 1 insbesondere folgende Pflichten: 
Er hat beim Verladen von gefährlichen Gütern in Fahrzeuge oder Container die Vorschriften 
für die Beladung und Handhabung zu beachten 
 
ZULASSUNGSBESITZER: § 13 Abs 5 Z 1 GGBG 
Der Zulassungsbesitzer hat dafür zu sorgen, dass ein auf ihn zugelassenes Fahrzeug nur 
dann zur Beförderung gefährlicher Güter verwendet wird, wenn die Voraussetzungen des § 6 
erfüllt sind.. 
 
§ 6 Z 1 GGBG: 
Fahrzeuge dürfen zur Beförderung gefährlicher Güter nur verwendet werden, wenn sie nach 
den verkehrsträgerspezifischen generellen Vorschriften (§ 3 Z 9)* im Verkehr verwendet 
werden dürfen 
 
* - im gegenständlichen Fall § 101 Abs 1 lit e des KFG hinsichtlich der Ladungssicherung 
 
 
 
 

 


